
Antwort des Staatssekretärs Dr. Rainer Sontowski
vom 20. Januar 2015

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Zu dieser
Frage existieren keine Statistiken. Das BIP ist weder nach Werkver-
trägen bzw. Leiharbeit noch nach inländischen oder ausländischen
Beschäftigten zerlegbar.

12. Abgeordneter
Alexander
Ulrich
(DIE LINKE.)

Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung
der Prozess zu der Feststellung, ob das Wirt-
schafts- und Handelsabkommen zwischen der
EU und Kanada (CETA) ein gemischtes oder
ein EU-only-Abkommen ist, strukturiert?

13. Abgeordneter
Alexander
Ulrich
(DIE LINKE.)

Wann ist nach Einschätzung der Bundesregie-
rung mit einer endgültigen Entscheidung über
den Charakter des CETA (gemischt vs. EU
only) zu rechnen?

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig
vom 22. Januar 2015

Die Fragen 12 und 13 werden gemeinsam beantwortet.

Eine Entscheidung wird spätestens mit dem Ratsbeschluss zur Unter-
zeichnung des Abkommens fallen. Zu diesem Zeitpunkt muss ein
rechtsförmlich geprüfter und übersetzter Text vorliegen, der auch die
Vertragsparteien nennt. Die Bundesregierung geht wie alle anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiterhin davon aus, dass
es sich um ein gemischtes Abkommen handelt und der Beschlussvor-
schlag der Europäischen Kommission zur Unterzeichnung des Ab-
kommens durch den Rat dementsprechend die Mitgliedstaaten als
Vertragsparteien nennen wird. Sollte dies nicht der Fall sein, könnte
der Rat einstimmig einen entsprechend geänderten Beschluss zur
Unterzeichnung des Abkommens fassen.

14. Abgeordneter
Hubertus
Zdebel
(DIE LINKE.)

Welche inhaltlichen und rechtlichen Aussagen
hat die Bundesregierung der Europäischen
Kommission zu der in dem Ersuchen der
Europäischen Kommission genannten mangel-
haften Anwendung und Umsetzung von EU-
Vorschriften bei der Genehmigung des Stein-
kohlekraftwerks von Vattenfall in Hamburg-
Moorburg mitgeteilt, und welchen Zusammen-
hang hat die laut der Europäischen Kommis-
sion nicht korrekte Anwendung der Habitat-
richtlinie mit der inzwischen gütlich eingestell-
ten Klage von Vattenfall vor dem internationa-
len Schiedsgericht (ICSID)?
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